
Ausgewählte Beiträge zur
Schweizer Politik

Suchabfrage 18.04.2024

Thema Keine Einschränkung
Schlagworte Keine Einschränkung
Akteure Heer, Alfred (svp/udc, ZH) NR/CN
Prozesstypen Gesellschaftliche Debatte
Datum 01.01.1965 - 01.01.2023

01.01.65 - 01.01.23ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Impressum

Herausgeber

Année Politique Suisse
Institut für Politikwissenschaft
Universität Bern
Fabrikstrasse 8
CH-3012 Bern
www.anneepolitique.swiss

Beiträge von

Buchwalder, Mathias
Bühlmann, Marc
Heidelberger, Anja
Zumofen, Guillaume

Bevorzugte Zitierweise

Buchwalder, Mathias; Bühlmann, Marc; Heidelberger, Anja; Zumofen, Guillaume 2024.
Ausgewählte Beiträge zur Schweizer Politik: Gesellschaftliche Debatte, 2012 - 2022.
Bern: Année Politique Suisse, Institut für Politikwissenschaft, Universität Bern.
www.anneepolitique.swiss, abgerufen am 18.04.2024.

01.01.65 - 01.01.23ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK

http://www.anneepolitique.swiss


Inhaltsverzeichnis

1Allgemeine Chronik
1Grundlagen der Staatsordnung
1Institutionen und Volksrechte

1Bundesrat

3Parlamentsmandat

4Wirtschaft
4Geld, Währung und Kredit

4Nationalbank

5Sozialpolitik
5Sozialversicherungen

5Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV)

6Bildung, Kultur und Medien
6Medien

6Presse

6Parteien, Verbände und Interessengruppen
6Parteien

6Grosse Parteien

01.01.65 - 01.01.23 IANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Abkürzungsverzeichnis

EFD Eidgenössisches Finanzdepartement
AHV Alters- und Hinterlassenenversicherung
FK-NR Finanzkommission des Nationalrats
AB-BA Aufsichtsbehörde über die Bundesanwaltschaft
GPK Die Geschäftsprüfungskommissionen
WAK-SR Kommission für Wirtschaft und Abgaben des Ständerates
SNB Schweizerische Nationalbank
FK-SR Finanzkommission des Ständerates
EU Europäische Union
IV Invalidenversicherung
EDI Eidgenössisches Departement des Inneren
SRF Schweizer Radio und Fernsehen

DFF Département fédéral des finances
AVS Assurance-vieillesse et survivants
CdF-CN Commission des finances du Conseil national
AS-MPC Autorité de surveillance du Ministère public de la Confédération
CdG Les Commissions de gestion
CER-CE Commission de l'économie et des redevances du Conseil des Etats
BNS Banque nationale suisse
CdF-CE Commission des finances du Conseil des Etats
UE Union européenne
AI Assurance-invalidité
DFI Département fédéral de l'intérieur
RTS Radio Télévision Suisse

01.01.65 - 01.01.23 IIANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Bundesrat

Am 21. November 2020 machte die Weltwoche in einer «Online-Eilmeldung: Berset –
Erpressung und Vertuschung» bekannt, dass versucht worden war, Bundesrat Alain
Berset zu erpressen. Dies ging aus einem Strafbefehl der Bundesanwaltschaft hervor,
die im Dezember 2019 vom Innenminister eine entsprechende Strafanzeige erhalten
hatte. Laut den Medien, die den Fall anderntags bereitwillig aufnahmen, soll Alain
Berset zu einer Zahlung von CHF 100'000 aufgefordert worden sein, ansonsten würden
Fotos und persönliche Korrespondenz veröffentlicht. Die Tatverdächtige sei
festgenommen, rechtskräftig verurteilt und zur Zahlung einer Busse von CHF 4'500
verpflichtet worden, wusste die Weltwoche weiter zu berichten. Peter Lauener, der
Sprecher des Gesundheitsministers sowie der den Freiburger Bundesrat in dieser
Sache vertretende Anwalt bezeichneten den Fall vor den Medien als erledigt. Die
beschuldigte Person habe ihre «haltlosen und teilweise verleumderischen
Behauptungen» widerrufen. 

Die Medien liessen freilich nicht locker und versuchten in den Folgewochen, mehr
Details zum Fall zu recherchieren. Dabei boten wohl vor allem die geschwärzten Stellen
im Strafbefehl einen Anreiz. Für die Sonntagszeitung war klar, dass Berset mit der
Erpresserin eine Affäre gehabt haben musste. Allerdings seien die Fotos und die
Korrespondenz auf dem Computer und dem Handy der Frau von der
Bundesanwaltschaft gelöscht worden – mit schriftlicher Zustimmung der Verurteilten.
Auch die Beschreibungen des Inhalts der Bilder seien im Strafbefehl zensiert worden.
«Das ist ein ungewöhnliches Vorgehen», urteilte die Sonntagszeitung. 
In den Medien wurde virulent diskutiert, ob Alain Berset erpressbar sei und ob er von
den Strafbeamten eine privilegierte Behandlung erfahren habe. Dies wurde von den
Verantwortlichen verneint. Die Daten seien in den Verfahrensakten weiterhin
vorhanden und es sei bei der Schwärzung der Stellen vor allem um den
Persönlichkeitsschutz der involvierten Personen gegangen; laut der Bundesanwaltschaft
sei die Anonymisierung in diesem Fall gar zwingend gewesen. Anderer Meinung war vor
allem die Weltwoche. Die Bundesanwaltschaft sei rigoroser vorgegangen als normal und
Medien und Öffentlichkeit seien bewusst ausgeschaltet worden. Die Weltwoche schrieb
von «Ungleich-Justiz» und stellte gar die Vermutung auf, Berset habe die Frau durch
Geldzahlungen zum Schweigen gebracht. 
Der Tages-Anzeiger befand, Berset habe fahrlässig und zu spät gehandelt. Es seien rund
drei Wochen seit dem ersten Versuch vergangen, bevor er Anzeige eingereicht habe
und er habe zudem den Gesamtbundesrat nicht über den Fall informiert. Der Anwalt
Bersets erklärte hingegen, dass nicht von Beginn weg klar gewesen sei, ob die Sache
ernst sei oder nicht. Zudem habe Berset den damaligen Bundespräsidenten Ueli Maurer
sowie die damalige Justizministerin Karin Keller-Sutter in Kenntnis gesetzt. 
Die meisten Medien kommentierten den Fall zurückhaltender als die Weltwoche und
der Tages-Anzeiger. Dass der Innenminister die Erpressung sofort angezeigt habe, zeige
vielmehr, dass er eben nicht erpressbar sei. Sein Privatleben würde die Öffentlichkeit
nur dann etwas angehen, wen er dadurch in seinen Amtsgeschäften behindert würde,
was – insbesondere auch im Rahmen seiner sehr zeitraubenden Aufgaben während der
Covid-19-Pandemie – augenscheinlich nicht der Fall gewesen sei, urteilten etwa die
Aargauer Zeitung und die NZZ. Es handle sich hier um «Keine Geschichte», titelte der
Sonntags-Blick und kritisierte den «Fertigmacher-Journalismus».

Die SVP versuchte, den Fall politisch auszuschlachten: Thomas Aeschi (svp, ZG) forderte
etwa eine vertiefte Untersuchung durch die GPK. Anders tönte es aus den anderen
Parteien, wo die Meinung vorherrschte, Alain Berset habe richtig gehandelt. 

Ende November 2020 gab die Aufsichtsbehörde über die Bundesanwaltschaft (AB-BA)
bekannt, dass sie sich das Vorgehen der Bundesanwaltschaft im Erpressungsfall Berset
genauer anschauen wolle. Auch die Klärung der Frage, wie die Informationen aus der
Bundesanwaltschaft überhaupt an die Weltwoche gelangt seien, werde untersucht, so
die AB-BA. Alain Berset selber nahm dann am Rande einer Medienkonferenz Stellung. Es
handle sich um eine abgeschlossene Privatangelegenheit, er sei nicht erpressbar und
appelliere an die Wichtigkeit der Privatsphäre, die «selbstverständlich auch für
Bundesräte» gelte. Ausser der Weltwoche, die den Fall bis Ende Jahr am Köcheln hielt,
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verschwand die Geschichte in der Folge aus dem medialen Fokus. 

Dies änderte sich im September 2021. Erneut war es die Weltwoche, die aus ihr
vorliegenden «geheimen Strafakten» ableitete, dass Berset «die Unwahrheit gesagt,
Bundesbeamte missbraucht und Steuergeld verschleudert» habe. Er sei sehr wohl
erpressbar gewesen, habe gegen die Frau, die er zu einer Abtreibung gezwungen habe,
ein psychiatrisches Gutachten angestrengt, die Elitepolizei «Tigris» für die Verhaftung
der Frau in deren Wohnung mobilisiert, sie letztlich zum Schweigen gebracht und
während seiner ausserehelichen Affäre, die von Frühling 2012 bis Anfang 2013 gedauert
habe, auch missbräuchlich die amtliche Limousine inklusive Chauffeur verwendet.  Der
Artikel war Beginn einer neuerlichen Artikelflut in der Presse. Die NZZ berichtete laut
eigenen Aussagen darüber, «was nicht in der Weltwoche steht». Die Frau habe in der
Tat abgetrieben, sei aber offenbar nicht von Berset schwanger gewesen. Beim Einsatz
der Ermittler der Bundespolizei, die die Frau in zivil auf der Strasse angesprochen
hätten, habe es sich um einen Standardeinsatz gehandelt und Berset habe die
Anwaltskosten übernommen, die eigentlich die Frau hätte bezahlen müssen, weil sie die
Sache auf sich habe beruhen lassen. Der Tages-Anzeiger wusste hierzu zu berichten,
dass Lukas Bruhin, der ehemalige Generalsekretär des EDI, also des Departements von
Berset, dafür mit der Frau Kontakt aufgenommen habe. Dies wiederum wurde von
Alfred Heer (svp, ZH) zum Anlass genommen, erneut eine GPK-Untersuchung zu fordern,
da es nicht angehe, den Staatsapparat mit der Lösung privater Probleme zu
beauftragen. Der Blick gab hingegen bekannt, dass Lukas Bruhin lediglich die
Bedrohungslage eruiert habe. Auch der Einsatz der Tigris-Einheit sei damit zu erklären,
dass Berset Drohanrufe erhalten habe, deren Urheberin oder Urheber nicht klar
gewesen seien – in diesem Fall sei ein solches Vorgehen angezeigt. Die Frage stelle sich
aber, so der Blick, wer der Weltwoche die geheimen Unterlagen zugestellt habe. 

In der Tat leitete die Bundesanwaltschaft in der Folge ein Verfahren und den Antrag
auf einen Sonderermittler ein. Viel zu schreiben gab auch die Frage, ob es für ein
Bundesratsmitglied opportun sei, die Staatslimousine für private Zwecke zu nutzen, falls
Berset dies überhaupt getan haben sollte. Nachdem die Bundeskanzlei auf das Aide-
mémoire verwies, das als eine Art Handlungsanleitung für Bundesratsmitglieder dient
und die Nutzung der Bundesratsfahrzeuge auch für Privatzwecke explizit erlaubt, wurde
dieses Thema freilich nicht weiter verfolgt. Neben der Frage, ob es sich hier um eine
letztlich abgeschlossene Privatangelegenheit handle, oder ob sie als politisch zu
taxieren sei, öffnete sich freilich auch ein intermedialer Streit: Die Weltwoche warf dem
Ringier-Verlag, aber auch SRF vor, über die «Affäre Berset» zu wenig zu berichten und
sie zu decken. Bei der NZZ am Sonntag sei ein vorbereiteter Bericht gar «unterdrückt»
worden, wusste die Weltwoche zu berichten.

Mitte Oktober 2021 wurden die Resultate der Untersuchung der AB-BA vorgelegt: Die
Strafbehörden hätten korrekt gehandelt und eine Privilegierung Alain Bersets habe
nicht vorgelegen, so das Fazit des Berichts. In der Zwischenzeit waren die GPK beider
Räte allerdings zum Schluss gekommen, dass eine Untersuchung des Falls nur schon
deshalb angezeigt sei, um die von der Weltwoche vorgebrachte Kritik zu klären. Ziel der
GPK-Untersuchung war herauszufinden, ob staatliche Mittel für die Lösung privater
Probleme Bersets verwendet worden waren und ob der Einsatz der polizeilichen
Sondereinheit Tigris verhältnismässig gewesen war. Zudem beschloss die AB-BA mit
Christoph Rüedi einen Sonderstaatsanwalt mit der Untersuchung der Indiskretionen,
also der Weitergabe von Dokumenten an die Weltwoche zu beauftragen. 

In der Folge wurde es erneut ruhig um den Erpressungsfall. Im Mai 2022 stellte
Sonderstaatsanwalt Rüedi das Verfahren ein, weil es keine Anhaltspunkte gebe dafür,
dass Angestellte der Bundesanwaltschaft Dokumente an die Weltwoche weitergegeben
hätten. Möglich sei, dass die Zeitung die Akten von der verurteilten Frau erhalten habe,
was aber nicht strafbar sei. Nicht abschliessend abgeklärt werden konnte, ob die Akten
von der Bundespolizei – der dritte Akteur, der Zugang zu den Akten hatte –
weitergegeben worden waren.

Mitte Juni 2022 legten dann die GPK ihren Bericht zu den «Abklärungen zur versuchten
Erpressung von Bundesrat Alain Berset» vor. Darin wurden sämtliche Vorwürfe
entkräftet. Die Kommissionen hatten Einblick in die Strafakten, die auch der
Weltwoche vorgelegen hatten und teilten die Einschätzung der Weltwoche laut Bericht
nicht: Die Bundesanwaltschaft habe Berset keine Vorzugsbehandlung gewährt; der
Einsatz der Bundespolizei sei nicht unverhältnismässig gewesen; die eingesetzte
Arbeitszeit von Stabsmitarbeitenden zur Abwehr der Erpressungsdrohung sei
angemessen gewesen; die private Nutzung der Bundesratslimousine sei legal gewesen;
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die Verdächtigung, Alain Berset habe Bundesmittel für private Zwecke eingesetzt, sei
unbegründet.

Noch immer liessen die Medien freilich nicht locker. Für Stirnrunzeln sorgte
insbesondere, dass der Mailverkehr zwischen dem ehemaligen Generalsekretär Lukas
Bruhin und der Erpresserin gelöscht worden und der GPK deshalb nicht zur Einsicht
vorgelegt worden war. Während die Weltwoche fand, Berset hätte damit das
«Parlament hinters Licht geführt», sah der Tages-Anzeiger den Innenminister zwar
«reingewaschen, aber nicht fein raus». 1

Parlamentsmandat

Die Interessenbindungen der Parlamentsmitglieder gaben stets Anlass zu Diskussionen.
Seit der Änderung des Parlamentsgesetzes 2002 müssen Parlamentsmitglieder bei
Amtsantritt alle ihre beruflichen Tätigkeiten, die Tätigkeiten in Führungs- und
Aufsichtsgremien und Beiräten oder ihre Beratungs- und Expertentätigkeiten
offenlegen. Das Register dieser Interessenbindungen wird von den Parlamentsdiensten
geführt, nachgetragen und veröffentlicht. Zwar werden also die Mandate ausgewiesen,
darüber welche Mandate in welchem Umfang bezahlt werden, herrscht aber wenig bis
keine Transparenz und verschiedene Anläufe, dies zu ändern, waren in der
Vergangenheit jeweils gescheitert. 

Allerdings schien der gesellschaftliche Druck diesbezüglich 2019 zu wachsen. Im
«Ämtlisammeln» seien die Bundespolitiker emsig wie Bienen, kritisierte etwa der
«Blick» die über 2'000 Interessenbindungen der 246 Parlamentsmitglieder. Darunter
befänden sich auch zahlreiche «gut bezahlte Pöstchen». SP-Nationalrätin Mattea Meyer
(sp, ZH) wolle dies mit einer parlamentarischen Initiative ändern. Um finanzielle und
politische Interessen durch lukrative Mandate nicht zu vermischen – der «Blick» zitierte
die Nationalrätin mit den Worten «das geht in manchen Fällen Richtung Käuflichkeit
und Korruption» – fordere Meyer einen «Lohndeckel für Ämtlisammler», lobte die
Zeitung. Einnahmen aus solchen Mandaten dürften laut der Forderung nicht höher sein
als die Entschädigung für die Parlamentsarbeit.  

Das Thema Transparenz war freilich nicht nur ein linkes, sondern auch ein rechtes
Anliegen. Auch Peter Keller (svp, NW) kommentierte in der «Weltwoche», dass
Zusatzbezüge offengelegt werden müssten. Das Parlament sei verseucht, weil sich ein
«Söldnerwesen» ausbreite: «Gewählte Volksvertreter sind in Wahrheit als bezahlte
Lobbyisten, Pöstli-Jäger und Verbandsfunktionäre unterwegs», so der Nationalrat.
Auslöser für den Beitrag von Keller war eine Untersuchung der «Weltwoche», die der
Frage nach der Käuflichkeit von Politikerinnen und Politikern nachging.
Parlamentsmitglieder würden bis zu 30 Mandate anhäufen und sich dafür stattlich
bezahlen lassen. «Topverdiener» würden wohl gegen eine Million Franken verdienen,
rechnete das Wochenblatt vor. Ähnliche Zahlen präsentierte Cédric Wermuth (sp, AG)
in seinem von ihm veranlassten «Lobby-Report», in dem zwei Journalisten auflisteten,
wie viel Geld die Finanz- und Versicherungsbranche an Politikerinnen und Politiker
bezahlten. Die Vergütung dieser rund 200 untersuchten Mandate – knapp zehn Prozent
aller Mandate im Parlament – schätzten sie auf rund CHF 6.5 Mio. – eine Zahl, die in den
Medien einiges Echo fand. Beide Untersuchungen zeigten freilich vor allem, wie
schwierig es ist, verlässliche Zahlen zu erhalten, die ohne Transparenz lediglich
Schätzungen sein können. 

Diskutiert wurde zudem die Idee einer Volksinitiative, mit der die Transparenz von
Nebeneinkünften gefordert wurde. Ein ähnliches Begehren war bereits 2011 lanciert
worden, letztlich aber an der Unterschriftenhürde gescheitert. Einer der damals
federführenden Initianten, Lukas Reimann (svp, SG), gab dem «Sonntags-Blick» zu
Protokoll, dass es in den letzten Jahren noch «viel schlimmer» geworden sei. Es sei
offensichtlich, dass «etliche» Parlamentsmitglieder «im Interesse ihrer Geldgeber
stimmten». Damals wie heute mit im Komitee sass auch Aline Trede (gp, BE). Es gebe
zahlreiche Parlamentarierinnen und Parlamentarier, die «ein Nebenamt bei einer
Krankenkasse haben und munter das Gesundheitswesen prägen», so die Nationalrätin
ebenfalls im Sonntags-Blick. Wer sich nicht an die Offenlegungspflicht halte oder
betrüge, solle aus den Kommissionen verbannt werden, so die Forderung der Initiative,
für die allerdings bis Ende 2019 die Unterschriftensammlung nicht gestartet worden
war. 

Kurz vor den eidgenössischen Wahlen lancierte auch Regula Rytz (gp, BE) einen in den
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Medien aufgenommenen Vorstoss in Form einer parlamentarischen Initiative, der sich
den Europarat zum Vorbild nahm. Dort müssen alle Einnahmen über € 200 mit Herkunft
angegeben werden. Dieser Regelung unterwarfen sich aktuell zehn der zwölf
Bundesparlamentarierinnen und -parlamentarier, die im Parlament des Europarates
sitzen. Alfred Heer (svp, ZH), einer dieser zehn, glaubte allerdings nicht an den Nutzen
dieser Transparenz. Die Angaben würden nicht überprüft und es könnten beliebige
Erträge angegeben werden. Thomas Müller (svp, SG), neben Hannes Germann (svp, SH)
einer der beiden Parlamentarier, die sich als Mitglied der Delegation den Regeln nicht
unterwerfen wollten, befand in der Aargauer Zeitung, dass auch Politiker «Anspruch auf
Privatsphäre» hätten. Was er verdiene, gehe niemanden etwas an. Hannes Germann
warnte, dass die angestrebte Regelung in der Schweiz viele Leute abschrecken könnte,
ein Parlamentsmandat zu übernehmen, weil sie in einem Milizsystem ja auf Einkünfte
neben den Parlamentarierentschädigungen angewiesen seien. 2

Wirtschaft

Geld, Währung und Kredit

Nationalbank

La Banque nationale suisse (BNS) a dégagé un bénéfice de 49 milliards en 2019. Ce
bénéfice a été engrangé grâce au renchérissement de l'or, à la politique monétaire de
lutte contre le franc fort et aux intérêts négatifs. A l'heure actuelle, il est précisé par
une convention que la BNS doit verser 1 milliard de francs suisses annuels aux cantons
(2/3) et à la Confédération (1/3). Ce montant est doublé lorsque la réserve distribuable
de la BNS dépasse les 20 millards de francs suisses. Néanmoins, cette large manne
financière a attiré la convoitise et aiguisé l'appétit de nombreux acteurs politiques qui
se sont manifestés dans la presse helvétique.
D'un côté, la gauche et l'UDC ont plaidé pour un versement spécifique à l'AVS. Selon ces
partis politiques, cette proposition récurrente a d'autant plus de sens à l'heure actuelle
car une part des bénéfices a été réalisée grâce aux intérêts négatifs. Or, ces intérêts
grèvent les budgets des caisses de pension. Une motion Heer (udc, ZH) a notamment
été déposée (18.4327). Elle a d'ailleurs reçu le soutien de la gauche. En outre, des voix
des Verts se sont également élevées pour proposer d'investir cet argent dans la
transition énergétique.
D'un autre côté, le PLR et le PDC ont réaffirmé l'importance de l'indépendance de la
BNS. Ils ont également rejeté l'idée de la création d'un fonds souverain, qui avait
également fait l'objet d'un débat en chambre lors du dépôt de la motion Leutenegger
Oberholzer (ps, BL) (17.3614).
Au final, la BNS, en discussion avec le Département des finances (DFF), a décidé de
verser un total de 4 milliards de francs suisses aux cantons (2/3) et à la Confédération
(1/3). La clé de répartition entre les cantons est dictée par la taille de la population.
Comme ce versement a été officialisé en mars 2020, la BNS a tenu à préciser qu'il
n'était pas lié à la crise financière et économique induite par le Covid-19. Comme le
montant alloué aux cantons et à la Confédération augmente à 2 milliards de francs
suisses lorsque les réserves distribuables dépassent 20 milliards, il a été convenu qu'il
augmenterait à 3 milliards pour plus de 30 milliards de francs suisses de réserves
distribuables et à 4 milliards pour plus de 40 milliards de francs suisses. Cette décision,
accueillie positivement par les cantons, a laissé le camp rose-vert sur sa faim. A
l'opposé, le PLR et le PDC ont salué cette décision favorable aux cantons et conforme
avec l'indépendance de la BNS. 3

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 10.01.2020
GUILLAUME ZUMOFEN

01.01.65 - 01.01.23 4ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV)

Im Mai 2018 schlug die WAK-SR vor, als Gegenstück zur Unternehmenssteuerreform der
AHV aus dem vollständigen Demografieprozent der Mehrwertsteuer, einer Erhöhung
des Bundesbeitrags sowie der Lohnbeiträge von Arbeitgebern und Arbeitnehmern neu
zusätzlich ungefähr CHF 2 Mrd. jährlich zukommen zu lassen – was von den Schweizer
Stimmbürgerinnen und Stimmbürgern im Mai 2019 angenommen wurde. Diese Idee
einer Zusatzfinanzierung für die AHV kam jedoch nicht von ungefähr, hatten doch seit
2017 zahlreiche Mitglieder der eidgenössischen Räte Vorstösse für eine einmalige oder
regelmässige Zusatzfinanzierung für die AHV eingereicht. 
Den Anfang machte die FK-NR im Oktober 2017. Nachdem die Schweizer
Stimmbevölkerung die Altersvorsorge 2020 kurz zuvor an der Urne abgelehnt hatte,
beantragte die Kommission in einer parlamentarischen Initiative (Pa.Iv. 17.496), der AHV
im Jahr 2018 den im Budget 2018 frei gewordenen Betrag von CHF 441.8 Mio., der zuvor
für die AHV geplant gewesen war, ihr nun aufgrund der abgelehnten Altersvorsorge aber
verwehrt werden sollte, zukommen zu lassen. Dieser Vorschlag fand jedoch in der FK-
SR keine Mehrheit. 
In der Folge waren insbesondere Forderungen, wonach die SNB eine Finanzzulage an
die AHV leisten solle, prominent. Den ersten Schritt machte diesbezüglich Peter Keller
(svp, NW; Ip. 18.3124) mit einer Interpellation. Da die SNB seit Januar 2015 einen
Negativzins von 0.75 Prozent auf die Gelder, die bei ihr lagerten, kassiere und dadurch
auf Kosten der Schweizer Sparenden sowie Rentnerinnen und Rentner 2015 bis 2017
fast CHF 5 Mrd. eingenommen habe, wollte er vom Bundesrat wissen, ob dieser
ebenfalls der Meinung sei, dass die entsprechenden Gelder nach Beendigung der
ausserordentlichen Massnahmen durch die SNB wieder der Schweizer Bevölkerung
zurückgegeben werden sollten – etwa über die AHV. Der Bundesrat erklärte sich dabei
mit der aktuellen Regelung, die eine Ausschüttung der Gewinne an die Bevölkerung
ermögliche, aber auch die Unabhängigkeit der SNB gewährleiste, zufrieden. Ende 2018
folgte Alfred Heer (svp, ZH; Mo. 18.4327) mit einer Motion, die den Bundesrat
beauftragen sollte, die Gewinnaufteilung der SNB so zu ändern, dass die von der
Nationalbank erhobenen Negativzinsen vollständig auf Kosten des Bundes, dessen
Auszahlungen entsprechend gekürzt werden sollten, an die AHV fliessen sollten. Da der
Bund faktisch keine Schuldzinsen bezahle und stattdessen sogar ein Zinsüberschuss auf
neuen Bundesobligationen erwirkt werde, sei er einer der Profiteure der Negativzinsen,
argumentierte der Motionär. Thomas Matter (svp, ZH; Pa.Iv. 18.465) forderte in einer
parlamentarischen Initiative – erfolglos –, dass die Nationalbank die Hälfte ihres
Eigenkapitalzuwachses seit dem 31. Dezember 2007 einmalig an die AHV überweisen
solle, sobald sich das internationale Finanzsystem und die Bilanzsumme der SNB
normalisiert haben. Noch bevor sich der Nationalrat entschieden hatte, dem Vorstoss
Matters keine Folge zu geben, wollte Maximilian Reimann (svp, AG; Pa.Iv. 19.481)
ebenfalls mit einer parlamentarischen Initiative dafür sorgen, dass die Erträge aus
Negativzinsen nicht als Reingewinn der SNB verbucht werden, sondern der AHV – sowie
allenfalls den Pensionskassen und der dritten Säule – zugute kommen. 
Doch nicht nur im Bereich der Nationalbank, auch in weiteren Bereichen sah die SVP
Potenzial für eine Unterstützung der AHV. So reichte die SVP-Fraktion im September
2018 drei Motionen ein, mit denen die Rahmenkredite für die Entwicklungshilfe um CHF
1 Mrd. pro Jahr (Mo. 18.3755) respektive für den Asyl- und Flüchtlingsbereich
vorgesehene Gelder um CHF 500 Mio. jährlich gekürzt (Mo. 18.3757) sowie die
sogenannte Kohäsionsmilliarde für die EU gestrichen werden (Mo. 18.3756) und die frei
werdenden Gelder der AHV zugeführt werden sollten. Mit entsprechenden Anträgen war
sie zuvor im Nationalrat bei der Besprechung der STAF gescheitert. Die Motionen
18.3755 sowie 18.3756 fanden jedoch in der Herbstsession 2019 ausserhalb der SVP
keinen Anklang und wurden entsprechend deutlich abgelehnt. Die Motion 18.3757
wurde bis zum Ende der Herbstsession 2019 noch nicht behandelt.  
Einen weiteren Vorschlag für eine Zusatzfinanzierung für die AHV machte Luzi Stamm
(svp, AG; Pa.Iv. 19.435) – und somit wiederum ein Mitglied der SVP-Fraktion – im Mai
2019 in einer parlamentarischen Initiative. Demnach sollen zukünftig aufgrund von fix
installierten Überwachungsgeräten ausgestellte Bussen und Geldstrafen im
Strassenverkehr in den AHV-Fonds fliessen. Dabei ging es ihm jedoch nicht in erster
Linie um die Finanzierung der AHV, sondern vor allem um die Überwachungsgeräte.
Durch eine solche Änderung würden diejenigen Stellen, die Überwachungsgeräte
aufstellen, nicht direkt von diesen profitieren, wodurch sichergestellt werden könne,
dass diese tatsächlich zur Sicherheit, nicht nur für den Profit installiert würden. 

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 20.05.2018
ANJA HEIDELBERGER
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Im September 2018 reichte schliesslich mit Beat Flach (glp, AG; Po. 18.4009) auch ein
Mitglied der Grünliberalen Fraktion ein Postulat ein, gemäss dem der Bundesrat die
Höhe der Zusatzfinanzierung für die AHV und IV durch eine Legalisierung von Cannabis
und eine Besteuerung analog zu Tabak berechnen sollte. Dieselbe Problematik nahm
auch Fabian Molina (sp, ZH; Anfrage 19.1039) im Juni 2019 in seiner Anfrage an den
Bundesrat auf. 
Eine Unterstellung von Gütern und Dienstleistungen des täglichen Bedarfs unter den
reduzierten Mehrwertsteuersatz sowie eine Erhöhung des Normalsatzes zugunsten der
AHV forderte die Jugendsession 2017 in einer Petition (Pet. 18.2006). 4

Bildung, Kultur und Medien

Medien

Presse

À la suite d'un article publié dans ses colonnes, le Tages Anzeiger a licencié l'un de ses
journalistes, auteur de l'article, en raison de clichés antisémites contenus dans le texte.
Cette décision a provoqué des remous, car le texte, avant d'être publié, avait été relu
par au moins quatre autres personnes, sans que les propos problématiques ne soient
décelés. L'article dressait le portrait de Sonja Rueff-Frenkel (ZH, plr). De confession
juive, la juriste et avocate était candidate au conseil de ville de Zurich. Dans une
contribution publiée par la Weltwoche, le conseiller national UDC Alfred Heer (ZH), qui
soutenait la candidate libérale-radicale, a reproché au Tages Anzeiger de colporter des
stéréotypes antisémites depuis des années. Plusieurs articles de la Weltwoche ont
attaqué frontalement le groupe Tamedia, et notamment son rédacteur en chef Arthur
Rutishauser, tenu pour responsable de la polémique. D'autres critiques ont émané du
magazine Republik, qui a laissé entendre que le journaliste licencié l'aurait été pour des
raisons politiques, plus que pour son article controversé. 5

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 17.02.2022
MATHIAS BUCHWALDER

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Auch im Berichtsjahr hatte die SVP Probleme mit rechtsextremistischen Äusserungen
von Personen im Dunstkreis der Volkspartei. So waren etwa Ende Februar auf der
Homepage der Kommunalsektion Widen (AG) in Text verpackte, aber durch
Hervorhebung erkennbare rassistische Slogans aufgeschaltet worden. Ein SVP-
Grossratskandidat in Solothurn sowie ein Mitglied einer Zürcher Lokalsektion machten
Anfang Juni mit xenophoben Aussagen auf sich aufmerksam. Die WoZ fand Ende Juni
einen Zusammenhang zwischen dem Thurgauer Grossrat Hermann Lei und der
Internetseite www.adolf-hitler.ch. Mitte September musste der Präsident der SVP-
Ortssektion Schwyz aufgrund eines rassistischen Facebook-Eintrages sein Amt
niederlegen und aus der Partei austreten. Ende Berichtjahr entgleiste ein
Vorstandsmitglied der SVP Steffisburg (BE) mit einem wüsten Facebook-Kommentar
gegen die Befürworter des Plastiksack-Verbots (vgl. dazu oben, Teil I, 6d; Abfälle). Auch
gegen den Zürcher Kantonalpräsident Alfred Heer, der sich in einer Fernsehsendung
abschätzig über nordafrikanische Asylbewerber geäussert hatte, wurde eine
Strafanzeige eingereicht. Kritiker warfen der Partei mangelnde Sensibilität, naive
Geschichtsblindheit und eine zu wenig harte Linie gegen rechtsextreme
Parteimitglieder vor. Generalsekretär Martin Baltisser rief mit einem offenen Brief via
Homepage die Ortssektionen zu mehr Verantwortung auf. Rassistische und
fremdenfeindliche Aussagen würden in der SVP nicht toleriert. Fehlbare Personen
würden aus der SVP ausgeschlossen. In der Presse wurde argumentiert, dass die SVP die
Geister, die sie mit der Integration der Parteien am rechten Rand gerufen habe, nun
nicht mehr loswerde. Das rechtsextreme Gedankengut sei nicht einfach verschwunden.
Die Radikalisierung am rechten Rand sei aber auch auf die Politik der SVP
zurückzuführen. 6

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 19.09.2012
MARC BÜHLMANN

1) BBl. 2022 2083; Medienmitteilung AB-BA vom 28.9.21; Medienmitteilung GPK vom 14.6.22; Medienmitteilung GPK vom
25.10.21; So-Bli, SoZ, 22.11.20; AZ, Blick, CdT, Lib, NZZ, TA, TG, 23.11.20; AZ, Blick, CdT, LT, NZZ, TA, 24.11.20; LT, 25.11.20; NZZ,
TA, WW, 26.11.20; So-Bli, 29.11.20; WW, 3.12., 17.12.20, 16.9.21; 24H, AZ, Blick, NZZ, TA, 17.9.21; AZ, Blick, CdT, LT, Lib, TA,
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18.9.21; So-Bli, SoZ, 19.9.21; AZ, Blick, CdT, TA, TG, 20.9.21; LT, 21.9.21; WW, 23.9.21; LT, NZZ, 24.9.21; AZ, LT, 25.9.21; 24H, AZ,
Blick, 29.9.21; WW, 30.9.21; WW, 7.10.21; SoZ, 17.10.21; CdT, 18.10.21; So-Bli, 24.10.21; Blick, LT, Lib, NZZ, TA, 26.10.21; TA,
7.1.22; WW, 27.1., 3.2., 10.2.22; SoZ, 1.5.22; Blick, 2.5.22; Lib, 4.5.22; WW, 2.6.22; 24H, AZ, Blick, CdT, LT, Lib, NZZ, TA,
15.6.22; Republik, WW, 16.6.22; TA, 18.6.22; So-Bli, 26.6.22; Lib, 27.6.22
2) Blick, 20.6.19; WW, 26.9.19; So-Bli, 29.9.19; AZ, 2.10., 14.10.19
3) AZ, 3.1.20; Bund, LT, 7.1.20; AZ, 9.1.20; Blick, CdT, NZZ, SZ, TA, 10.1.20; AZ, CdT, 11.1.20; LT, 15.1.20; Lib, 17.1.20; AZ, Blick,
CdT, LT, Lib, NZZ, TA, 3.3.20
4) Frage 19.1039; Ip. 18.3124; Jugendsession 2017; Mo. 18.2006; Mo. 18.3755; Mo. 18.3756; Mo. 18.3757; Pet. 18.2006
5) WW, 27.1.22; Republik, 16.2.22; AZ, 17.2.22; WW, 24.2.22
6) TA und AZ, 21.2.12; AZ, 22.2.12; SoZ, 26.2.12; AZ, 29.2.12; TA, 25.-28.6.12; NZZ, 27.6.12; WoZ, 21 und 28.6.12; BaZ und AZ,
3.7.12; LM, 2.7.12; WW und WoZ, 5.7.12; NZZ, 14.7.12; NLZ, 21.7.12; Presse vom 19.9.12; NLZ, 20.9.12; NZZ, 20.12.12; TA, 28.9.12;
NZZ, 12.10.12.
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